
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 13 der öffentlichen Sitzung am 29.09.2005

Vorlage Nr. 05-F-06-0009

Fahrpreise im ÖPNV für Jugendliche
- Antrag des Fraktionsstatusinhabers Linke Liste vom 08.07.2005 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert gegenüber den in der Region tätigen Unternehmen des ÖPNV 
(insbesondere Verkehrsverbund Mainz/Wiesbaden und RMV) darauf hinzuwirken, dass die 
Fahrpreise so gestaltet werden, dass Jugendliche und in Ausbildung, Schule oder Studium 
befindliche Personen über 18 Jahre nicht den Erwachsenentarif zahlen müssen.
Die Finanzierung darf nicht durch Fahrpreiserhöhungen für andere Personengruppen oder 
durch Verschlechterung der Leistungen erfolgen, sondern muss - wenn erforderlich - durch 
zusätzliche Zuwendungen aus den öffentlichen Haushalten erfolgen.

Beschluss Nr. 0408

 
Der Antrag des Fraktionsstatusinhabers Linke Liste vom 08.07.2005 betr.

Fahrpreise im ÖPNV für Jugendliche

wird abgelehnt. 
   

Dem Magistrat Wiesbaden,          ..10.2005
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,           .10.2005
   -16-

Dezernat I/ESWE Diehl
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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